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Antrag der Redaktionskommission* 
vom 9. September 2021

Beschluss des Kantonsrates
über die parlamentarische Initiative 
betreffend Änderung EKZ-Gesetz
(vom . . . . . . . . . . . .)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in den Bericht und Antrag der Kommission für
Energie, Verkehr und Umwelt vom 22. Juni 2021,

beschliesst:

I. Die parlamentarische Initiative KR-Nr. 211/2016 von Robert
Brunner wird geändert, und es wird nachfolgende Gesetzesänderung be-
schlossen.

II. Mitteilung an den Regierungsrat.

Zürich, 9. September 2021

Im Namen der Redaktionskommission
Die Präsidentin: Die Sekretärin:
Sonja Rueff Katrin Meyer

* Die Redaktionskommission besteht aus folgenden Mitgliedern: Sonja Rueff,
Zürich (Präsidentin); Sylvie Matter, Zürich; Christa Stünzi, Horgen; Sekretärin:
Katrin Meyer.

KR-Nr. 211b/2016
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Gesetz 
betreffend die Elektrizitätswerke des Kantons Zürich 
(EKZ-Gesetz)
(Änderung vom . . . . . . . . . . . .; Neuordnung Organisation)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in den Bericht und Antrag der Kommission für
Energie, Verkehr und Umwelt vom 22. Juni 2021,

beschliesst:

I. Das Gesetz betreffend die Elektrizitätswerke des Kantons Zürich
vom 19. Juni 1983 wird wie folgt geändert:

Rechtsschutz § 8 a. 1 Gegen Anordnungen der Geschäftsleitung der EKZ kann
Rekurs beim Verwaltungsrat erhoben werden.

Abs. 2 unverändert. 

Organisation § 10. 1 Die Organe der EKZ sind:
a. unverändert,
b. die Geschäftsleitung, 
c. die Revisionsstelle. 

2 Der Verwaltungsrat besteht aus 15 Mitgliedern. Zwei werden vom
Regierungsrat aus seiner Mitte und 13 vom Kantonsrat gewählt.

3 Die Mehrheit der vom Kantonsrat gewählten Mitglieder des Ver-
waltungsrates soll nach Möglichkeit Wohnsitz im Kanton Zürich oder
in den ausserkantonalen Versorgungsgebieten haben.

Abs. 3 wird zu Abs. 4.

Haftung § 12. Die Mitglieder des Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung
haften den EKZ und dem Kanton für den Schaden, den sie durch vor-
sätzliche oder fahrlässige Verletzung ihrer Pflichten verursacht haben.
Ansprüche aus dieser Haftung sind durch den Kantonsrat beim Verwal-
tungsgericht geltend zu machen.

II. Diese Gesetzesänderung untersteht dem fakultativen Referen-
dum.

III. Der Beleuchtende Bericht wird vom Regierungsrat verfasst.
Er unterliegt der Genehmigung durch die Geschäftsleitung des Kan-
tonsrates. 


